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BERATUNGSVERLAUF UND BESCHLÜSSE: 

 

1. Bericht über die Einschau in die Gebarung durch den Prüfungsausschuss am 
03.12.2024  

 
Sachverhalt: 
 
GR Brandner berichtet wie folgt: 
 
Vom Prüfungsausschuss wurde am 03.12.2024 eine angesagte Prüfung der Gemeindegebarung 
durchgeführt. 
 
Die Obfrau des Prüfungsausschusses wird um Verlesung des Berichtes gebeten. 
 

 
 
Beschluss: 
 
Der Bericht des Prüfungsausschusses vom 03.12.2024 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!   



 

2. Festsetzung der Steuerhebesätze der Gemeindesteuern für das Finanzjahr 2025  
 
Sachverhalt: 
 
GR Brandner informiert wie folgt: 
 
Die Hebesätze der Gemeindesteuern sind gemäß § 76 Abs. 6 der OÖ Gemeindeordnung 1990 
idgF. noch vor Beginn des neuen Finanzjahres 2025 rechtzeitig festzusetzen.  
 
Die Hebesätze der Steuern haben keine Änderung erfahren, da es sich jeweils um die Höchstsätze 
handelt. 
 
Im Bereich Müllabfuhr wird 2025 laut Voranschlag ein kleines Plus von € 1.800,-- erzielt. Eine Er-
höhung der Gebühr ist daher nicht zwingend erforderlich. 
 
Das Ausmaß der Anschlussgebühren gehört auf die vom Land Oö. vorgegebenen Werte ange-
passt. 
 
Kanalanschlussgebühr € 31,50 pro m² der Bemessungsgrundlage 
mindestens aber € 4.725,00 
Wasserleitungsanschlussgebühr € 18,89 pro m² der Bemessungsgrundlage 
mindestens aber € 2.833,00 
 
Die Gebührenkalkulation für die Abwasserentsorgung und Wasserversorgung hat einen Auszah-
lungsdeckungsgrad von 101 % ergeben. Hier ist man also jeweils leicht positiv. Das bedeutet aber 
auch, dass sonst keine unvorhergesehenen Ausgaben entstehen dürfen.  
 
Bei der Abwasserentsorgung sind noch ausreichend Rücklagen vorhanden, falls unvorhergese-
hene Erneuerungen anfallen und daher ist eine Erhöhung der Gebühr nicht unbedingt notwendig. 
 
Bei der Wasserversorgung sind keine ausreichenden Rücklagen vorhanden.  
Es wird daher vorgeschlagen, diese Gebühren im Jahr 2025 um 3,5 % (Teuerung) anzuheben. 
 
Im Jahr 2024 wurde die Wasserbezugsgebühr und die Abfallgebühren um 10 % angehoben, die 
Kanalbenützungsgebühr blieb gleich. 
 
Da die Gebühren nicht gemeinsam mit dem Voranschlag gemäß § 76 Abs. 6 Oö GemO beschlos-
sen werden, gilt in diesem Fall die besondere Kundmachungsform des § 76 Abs. 7 leg.cit bzw. die 
Vorlage gemäß § 77 leg.cit. nicht. 
 
Die Änderung der Gebühren hat somit mittels eigener Verordnung zu erfolgen. Diese nicht gleich-
zeitig mit dem Gemeindevoranschlag, sondern in einer vorherigen Gemeinderatssitzung gesondert 
beschlossenen Verordnungen sind gemäß § 94 leg. cit. kundzumachen und gemäß § 101 leg.cit. 
der Aufsichtsbehörde zur Verordnungsprüfung vorzulegen. 
 
Änderungen der Kanal-, Wasser- und Müllgebühr sind daher mittels Verordnung zu beschließen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Beschluss: 
 
 
Die Verordnung über die Änderungen der Kanalgebührenordnung wird beschlossen.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Zugleich wird die Verordnung über die Änderungen der Wassergebührenordnung beschlossen.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Die Gebühren und Gemeindesteuern im Jahr 2025 betragen somit: 
 
 
Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche  
Betriebe (A) mit .................................................. 500 v.H. des Steuermessbetrages 
Grundsteuer für Grundstücke (B) mit .................. 500 v.H. des Steuermessbetrages 
Lustbarkeitsabgabe (Kartenabgabe) mit ..............  15 v.H. des Preises oder Entgeltes 
Lustbarkeitsabgabe für die Vorführung von 
Bildstreifen mit .......................................................  5 v.H. des Preises oder Entgeltes 
 
Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale § 57 Oö. Tourismusgesetz 2018   

• für Wohnungen bis zu 50 m2 Nutzfläche sowie für Dauercamper 150 % der Freizeitwoh-
nungspauschale 

• für Wohnungen über 50 m2 Nutzfläche 200 % der Freizeitwohnungspauschale 
                                                                                                           
Hundeabgabe mit ......................................... .€  50,00  für jeden Hund 
 ...................................................................... €  30,00  für Wachhunde 
……………………………………………………€  0,00  Erwerb- oder Berufsausübung 
Kanalbenützungsgebühr mit .......................... €  4,33  pro m³ 
Wasserbezugsgebühr mit .............................. €  3,57  pro m³ 
Kanalanschlussgebühr.…………………….….€ 31,50 pro m² der Bemessungsgrundlage 
 mindestens aber.………………………€ 4.725,00 
Wasserleitungsanschlussgebühr…………......€ 18,89 pro m² der Bemessungsgrundlage 
 mindestens aber………………………..€ 2.833,00 
 
 
Abfallgebühren: 
 
Müllsackgebühr ..................................................... €  2,00 
Biomüllsackgebühr………………………………….. €    0,86 
Grundgebühr für den Haushalt monatlich .............. €  12,00 
Grundgebühr für den Gewerbebetrieb monatlich ... €  12,00 
Grundgebühr für Ferienwohnungen, Wochen- 
endhäuser, Zweitwohnsitze und dgl., monatlich..... €  12,00 
 
Abfalltonnen-Entleerungsgebühr monatlich: 
 90 Liter .................... €  1,78 
 120 Liter .................... €  2,64 
 
Abfallcontainer-Entleerungsgebühr monatlich: 
 240 Liter .................... €  5,34 
 660 Liter .................... €  15,62 
 770 Liter .................... €  17,49 
 1.100 Liter .................... €  25,30 
 
In den Gebühren ist die Mehrwertsteuer nicht enthalten! Den Gebühren wird die jeweils im ge-
setzlichen Ausmaß geltende Mehrwertsteuer hinzugerechnet. 
 

 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 

3. Kassenkredit (Hauptkonto) 2025  
 
Sachverhalt: 
 
Bürgermeister Schwarzlmüller führt wie folgt aus: 
 
Gemäß § 83 Abs. 1 OÖ Gemeindeordnung 1990 können die Gemeinden zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben des ordentlichen Gemeindevoranschlages Kassenkredite bis zu einer Höhe von ¼ 
der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages aufnehmen. 
Zur Sicherung der Liquidität ist gemäß der Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung 2020 die In-
anspruchnahme des Kassenkredites von bis zu einem Drittel (33,3 %) der Einzahlungen der lau-
fenden Geschäftstätigkeit für die Haushaltsjahre 2020 bis 2027 möglich. 
Für das Jahr 2025 wird der Kassenkredit mit € 500.000,-- festgesetzt. 
 
Zur Angebotslegung wurden fünf Geldinstitute eingeladen. Die Angebote brachten folgendes Er-
gebnis. 
 

 

 
Zur Ermittlung des Bestbieters wurden neben den Sollzinsen auch die Bankspesen nach den 
durchschnittlichen Jahresleistungen sowie die Habenzinsen herangezogen. 
 
Unter Berücksichtigung aller Kriterien ist somit die Allgemeine Sparkasse Oberösterreich der 
Bestbieter. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Kassenkredit für das Finanzjahr 2025 wird mit € 500.000,-- festgelegt.  
 
Auf Basis der vorliegenden Ermittlung der Kosten für den Kassenkredit und die Kontogebühren 
wird das Hauptkonto und der Kassenkredit an die Allgemeine Sparkasse Oberösterreich mit einem 
Zinssatz von 0,23 % Aufschlag auf den 3-Monats-Euribor vergeben. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
 
  



 

4. Kenntnisnahme des Berichtes der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land über die Prü-
fung des Nachtragsvoranschlages für das Finanzjahr 2024  

 
Sachverhalt: 
 
GR Brandner teilt wie folgt mit: 
 
Der vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 25.09.2024 beschlossene Nachtragsvoranschlag für 
das Finanzjahr 2024 wurde der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land zur Prüfung vorgelegt. Dieser 
wurde im Sinne der Bestimmungen des § 99 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 auf seine 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie dahin gehend überprüft, ob er den hier-
für geltenden Vorschriften entspricht. 

 
Das Ergebnis der Prüfung ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. Eine Kopie des Prüfungs-
berichtes ist an alle GR-Fraktionen ergangen. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet.   
 
Der vorliegende Bericht soll vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bericht der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land über die Prüfung des 1. Nachtragsvoranschla-
ges der Gemeinde Reichraming für das Finanzjahr 2024 vom 18.11.2024, Zahl: BHSEGem-2024-
8945/9-LHU, wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 

5. WEV - Güterweginstandsetzungsmaßnahmen 2025   
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende unterrichtet den Gemeinderat wie folgt: 
 
Die Geschäftsstelle des Wegeerhaltungsverbandes Eisenwurzen hat mit Eingabe vom 15.10.2024 
bekannt gegeben, dass die dringlich notwendigen Instandsetzungsmaßnahmen für das Jahr 2025 
auf der Zufahrt Weißenbach des Güterweges“ Fellerbauer-Alpe“ mit voraussichtlichen Gesamtbau-
kosten in Höhe von € 123.000,00 in das Instandsetzungsprogramm 2025 aufgenommen wurden. 

 
Auf diese Kosten entfällt ein 50%iger Gemeindeanteil in Höhe von € 61.500,00. Dieser Betrag wird 
aufgrund der Richtlinien der „Gemeindefinanzierung Neu“ wie folgt aufgeteilt: 
 

 
 
 
Der von der Gemeinde zu finanzierende Eigenmittelanteil beträgt € 20.900,--.  
 
Das Ergebnis des Finanzierungshaushaltes für das Finanzjahr 2025 ist negativ.  
 
Da die Instandsetzungsmaßnahmen in diesem Bereich unbedingt notwendig sind, wird vom WEV 
empfohlen, die Instandsetzungsmaßnahmen im Jahr 2025 durchzuführen! 
 
 
Beschluss: 
 
Die Aufnahme der dringlich erforderlichen Instandsetzungsmaßnahmen auf der Zufahrt Weißen-
bach des Güterweges „Fellerbauer-Alpe“ in das Instandsetzungsprogramm 2025 zu den voraus-
sichtlichen Gesamtbaukosten in Höhe von insgesamt € 123.000,-- mit einem von der Gemeinde zu 
finanzierenden Eigenmittelanteil in der Höhe von € 20.900,-- wird genehmigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 

6. WEV – Katastrophenschäden an Güterwegen 2024   
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende verliest den Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Geschäftsstelle des Wegeerhaltungsverbandes Eisenwurzen hat mit Schreiben vom 
17.10.2024 informiert, dass im Jahr 2024 Sofortmaßnahmen aufgrund der außergewöhnlichen Nie-
derschläge am R7 Ennstalradweg angefallen sind.  
 
Die Höhe des anfallenden Gemeindebeitrages setzt sich wie folgt zusammen. 
 

 
 
 
Der von der Gemeinde zu finanzierende Eigenmittelanteil beträgt daher € 1.904,--. 
 
 
Beschluss: 
 
Die dringenden Sanierungsmaßnahmen aufgrund der außergewöhnlichen Niederschläge am R7 
Ennstalradweg mit voraussichtlichen Gesamtbaukosten in Höhe von € 11.200,-- und einem von 
der Gemeinde zu finanzierenden Eigenmittelanteil in der Höhe von voraussichtlich € 1.904,-- wer-
den genehmigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 

7. Projekt SVR – Umbau Stockhalle mit Lagerräume und WC-Anlage - Finanzierungsplan  
 
Sachverhalt: 
 
GR Wiegand berichtet wie folgt: 
 
In der letzten Sitzung des Gemeinderates wurde das Projekt „SVR – Umbau Stockhalle mit Lager-
räume und WC-Anlage“ grundsätzlich beschlossen.  
Das Projekt wurde auch im Voranschlag und im MFP aufgenommen. 
 
Nach Überprüfung durch das Land Oö. wurde der geplante Umbau der Stockhalle seitens der Lan-
dessportdirektion befürwortet und die voraussichtlichen Kosten in Höhe von € 180.778,-- als för-
derfähig anerkannt.  
Aufgrund dieser Zusage wurde um die notwendigen LZ- und BZ-Mittel angesucht. 
 
Das Amt der Oö. Landesregierung hat mit Erlass vom 19.11.d.J., Zahl: IKD-2024-338362/11-Hei, 
bekannt gegeben, dass der Gemeinde Reichraming im Finanzjahr 2025 Bedarfszuweisungsmittel 
in Höhe von € 54.200,-- und Landeszuschuss-Mitteln in der Höhe von € 45.200,-- gewährt werden. 
 
Der dargestellte Finanzierungsplan bedarf einer entsprechenden Beschlussfassung durch den Ge-
meinderat. 
 
 
Beschluss: 
 
Für den Umbau der Stockhalle des SV Reichramings wird nachstehender Finanzierungsplan be-
schlossen: 
 

Bezeichnung der Finanzierungsmittel 2024 2025 Gesamt in Euro 

Haushaltsrücklagen 20.978  20.978 

Sportverein, Barleistung 60.400  60.400 

LZ, Sport  45.200 45.200 

BZ – Projektfonds  54.200 54.200 

Summe in Euro 81.378 99.400 180.778 

 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 

8. Vereinbarung über den Erwerb einer Grundstücksfläche für die Errichtung eines 
Pumpwerkes sowie das Errichten eines Leitungsservitutes mit den Grundeigentümern 
der Grundstücke Nr. 708/9, 708/7, 705/3 und 706/1   

 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende teilt wie folgt mit: 
 
Für die Erweiterung der Wasserversorgung EKW-Siedlung und dem Bau des Hochbehälters ist die 
Errichtung eines unterirdischen Pumpwerks in einem Schacht, der 40 cm über dem Gelände her-
ausragt, beabsichtigt. Zu diesem Zweck benötigt die Gemeinde eine Grundstücksfläche von ca. 10 
m² (100 cm x 100 cm Schachtabdeckung). Für die Anbindung des Hochbehälters verlaufen die 
Leitungen über die Grundstücke Nr. 708/9, 708/7, 705/3 und 706/1. Dazu wird ein Leitungsservitut 
über ca. 95 lfm errichtet. 
  
Nach längeren Verhandlungen konnte nun eine Einigung über den Bau des Pumpwerkes und der 
Einräumung eines Leitungsservituts mit den Grundeigentümern erzielt werden. 
 
Die für den Bau des Pumpwerkes benötigte Fläche wird von den Grundeigentümern zu einem Preis 
von € 70,-- /m² angekauft. 
Für die Anbindung des Hochbehälters wird ein Leitungsservitut über die Grundstücke 708/7, 708/9, 
705/3 und 706/1 über ca. 95 lfm eingeräumt. Für das Leitungsservitut wird eine einmalige Entschä-
digung von voraussichtlich € 5,99 pro lfm. verrechnet. 
 
Das tatsächliche Ausmaß der Fläche wird erst nach Fertigstellung der Anlage mittels Vermessung 
festgestellt und im Anschluss daran wird der Kaufpreis überwiesen. 
 
Die Vereinbarung mit den Grundeigentümern (Anlage 1) wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird verzichtet.  
 
 
Beschluss: 
 
Der Vereinbarung (Anlage 1) mit den Grundeigentümern über den Erwerb einer Grundstücksfläche 
für die Errichtung eines Pumpwerkes sowie das Errichten eines Leitungsservituts wird zugestimmt. 
 
Der Bürgermeister wird zur Unterzeichnung der Vereinbarung ermächtigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 

9. U3-Betreuung – Vertrag Kinderbetreuung  
 
Sachverhalt: 
 
Vize-Bgm.in Schwaiger teilt folgendes mit: 

 
Der Verein Aktion Tagesmütter Oberösterreich hat uns aufgrund gesetzlicher Änderungen und in-
ternen Anpassung einen neuen Kinderbetreuungsvertrag für die U 3-Betreuung übermittelt. 
 
Der neue Vertrag (Anlage 2) wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird verzichtet.  
 
 
Beschluss: 
 
Dem Abschluss des vorliegenden Vertrages „Kinderbetreuung Tagesmütter / -väter in der Ge-
meinde“ (Anlage 2) mit dem Verein Aktion Tagesmütter Oberösterreich wird zugestimmt. 
 
Der Bürgermeister wird zur Unterzeichnung der Vereinbarung ermächtigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 

10. Beteiligung Naturnachtgebiete – Sterne über dem Dreiländereck  
 
Sachverhalt: 
 
Bürgermeister Schwarzlmüller gibt wie folgt bekannt: 
 
Im "Dreiländereck" Oberösterreich - Niederösterreich - Steiermark soll das größte zusammenhän-
gende Naturnachtgebiet der Ostalpen entstehen. 
Nur mehr rund ein Prozent aller Europäer hat einen dunklen Nachthimmel über sich. Ein Drittel der 
Menschheit sieht die Milchstraße überhaupt nicht mehr.  
Unter der Schirmherrschaft des Natur- und Geoparks Steirische Eisenwurzen wurde im Frühjahr 
2023 ein Projekt gestartet, das sich über die drei Bundesländer Steiermark, Ober- und Niederös-
terreich erstreckt. Beteiligt sind neben dem Natur- und Geopark Steirische Eisenwurzen die Natur-
parke Niederösterreichische Eisenwurzen & Ötscher-Tormäuer, die Nationalparke Gesäuse und 
Kalkalpen sowie das Wildnisgebiet Dürrenstein-Lassingtal. Begleitet wird das Projekt "Naturnacht-
gebiet - Sterne über dem Dreiländereck" von Experten der Uni Wien (Bereich Astrophysik), dem 
E.C.O. Institut für Ökologie und dem Umweltdachverband. 
 
 
Mit E-Mail vom 18.09.2024 wurde vom Projektmanagement Nationalpark OÖ. Kalkalpen, folgen-
des mitgeteilt: 
 
Im geplanten Projekt „Naturnachtgebiet – Sterne über dem Dreiländereck“ (Nationalparkgemein-
den + Gemeinde Klaus) ist die Erhebung der öffentlichen Lichtpunkte abgeschlossen. Die in den 
Informationsveranstaltungen diskutierte Zonierung ist erarbeitet. Die Kernzone umfasst aus-
schließlich das Gebiet des Nationalpark Oö. Kalkalpen.  
Nachdem es in der Oö. Kernzone (= Nationalpark Kalkalpen) keine öffentlichen Lichtpunkte gibt, 
fallen Verbesserungsmaßnahmen wie die eventuellen Änderungen von zehn Lichtpunkten tatsäch-
lich nur in der Peripheriezone an, sofern nicht bereits generell umgestellt wurde.  
Es kristallisiert sich heraus, dass in den meisten Nationalpark-Gemeinden in Oberösterreich keine 
touristische Vermarktung des Projektes gewünscht ist. Wir wollen deshalb das Projekt rein als An-
erkennung unsrer (bereits) geleisteten Arbeit zum Schutz der Dunkelheit einreichen.  
Ziel ist es, in allen teilnehmenden Gemeinden bis Ende Oktober 2024 einen Gemeinderatsbe-
schluss herbeizuführen, in dem die Beteiligung am „Naturnachtgebiet – Sterne über dem Dreilän-
dereck“ dokumentiert wird.  
 
Ein entsprechender Beschlussvorschlag inkl. Beilagen und Erklärung wurde uns zur Verfügung 
gestellt: 
 

• Übersichtskarte Naturnachtgebiet (Dark Sky Reserve) 
• Übersichtskarte  
• Vorlage für den Gemeinderatsbeschluss 

 
Diese Unterlagen müssten im Gemeinderat beschlossen werden. 
 
Zusätzlich wurden wir darüber informiert, dass es für die Gemeinde Reichraming keinen weiter 
ausgeführten Lichtmanagementplan für die Anerkennung bei der International Dark Sky Associa-
tion (IDA) braucht, weil die Gemeinde keine öffentlichen Lichtpunkte in der Kernzone hat. Die Kern-
zone ist in Oberösterreich der Nationalpark Kalkalpen. Somit ist rein die Anwendung der gesamten 
ÖNORM O1052 im Gemeindegebiet Reichraming zu beschließen. 
 
Selbstverständlich können von der Gemeinde noch weitere Punkte wie etwa: „eine Bewerbung des 
Naturnachtgebietes für touristische Zwecke ist nicht gewünscht“ ergänzt werden. 
 
Der Beitritt zum Dark Sky Reserve „Sterne über dem Dreiländereck“ bietet die Möglichkeit, einen 
wichtigen Beitrag zum Umwelt- und Naturschutz zu leisten. 
 
 
Beschluss: 
 



 

Folgende konkrete Inhalte des nachfolgenden Light-Management-Plans (LMP) werden 
beschlossen. 
 
Die Kriterien für die Außenbeleuchtung entsprechen im Wesentlichen dem „Österrei-
chischen Leitfaden Außenbeleuchtung“ bzw. der ÖNORM O1052.  
 
Light-Management-Plan: 
 

1. Dieser Light-Management-Plan ist konform mit allen gültigen lokalen, regionalen und nati-
onalen Gesetzmäßigkeiten und Normen im Bereich der (Außen-)Beleuchtung und gilt für 
öffentliche Beleuchtungen. 
 

2. Außenbeleuchtung in der Nacht wird nur eingesetzt, wenn es tatsächlich nötig ist, nur dort 
wo es nötig ist und auch nur in der notwendigen Menge. Die öffentliche Sicherheit muss 
gewährleistet bleiben. 
 

3. Die Koordination des Dark Sky Reserves sowie die dahingehenden Aufgaben überneh-
men die beiteiligten Schutzgebiete mit rotierendem Vorsitz. 

 
 
Vorgaben Kernzone: 
 

4. Alle Außenbeleuchtungen >500 Lumen (Wert bei Inbetriebnahme einer neuen Lampe 
ohne Alterserscheinungen) müssen vollkommen abgeschirmt (keine Abstrahlung über die 
Horizontale (full-cut-off) sein und sollen, wenn möglich, mit Timern oder Bewegungs-
sensoren ausgestattet sein. 
Lampen ≤500 Lumen müssen nicht abgeschirmt sein (zB. aufgrund von historischer Er-
haltung). Diese müssen von der IDA genehmigt werden und mit allen anderen Punkten 
dieser Richtlinie konform sein. 
 

5. Beleuchtungen mit Bewegungssensoren, die die Beleuchtung auf maximal fünf Minuten 
nach Aktivierung beschränken, sind von den nachstehenden Kriterien 5 – 8 befreit. 
 

6. Die Beleuchtung muss so gewählt werden, dass die Menge an Licht im kurzwelligen Be-
reich minimalst gehalten wird. Es muss sichergestellt sein, dass: 

a. die gewählte Farbtemperatur (CCT) von Lampen 3000 Kelvin nicht übersteigt; 
ODER 

b. Lampen nicht mehr als 25% der gesamten spektralen Stärke bei Wellenlängen 
<550 Nanometer emittieren; ODER 

c. das Verhältnis Skotopisch-zu-Photopisch (S/P) nicht 1.3 übersteigt. 
 

7. Bei Besucheraktivitäten darf kein unnötiges künstliches Außenlicht bei Nacht Verwendung 
finden. Hierauf ist in geeigneter Weise (zB mittels Hinweisschilder auf Camping-Plätzen) 
hinzuweisen bzw. im Rahmen allfälliger Veranstaltungsgenehmigungen geeignete Limits 
vorzuschreiben. Die Sicherheit von Besuchern darf nicht gefährdet werden, hierfür ge-
brauchtes Licht kann hiervon abweichen. 
 

8. Beleuchtete Schilder müssen folgende Anforderungen erfüllen: 
a. Die Beleuchtung ist ab einer Stunde nach dem lokalen Sonnenuntergang bis eine 

Stunde bevor lokalem Sonnenaufgang auszuschalten (außer wenn für Wegfin-
dung benötigt bzw. für Gewerbebetriebe während regulärer Geschäftszeiten);  

b. Die Displays müssen einfarbig auf schwarzem Hintergrund sein;  
c. Die Leuchtstärke nach Sonnenuntergang darf nicht höher als 100 nits (100 cd/m2) 

sein;  
d. Die beleuchtete Fläche darf nicht größer als 18,6 m2 sein. 

 
9. Jegliche temporären Beleuchtungen (Baustellen, Events, etc.) müssen bestmöglich den 

Richtlinien des LMP folgen und sollen nur für die kürzest mögliche Zeit installiert werden. 
 
 



 

Übereinkunft Periperhiezone: 
 

10. In der Peripheriezone werden bei Änderungen bzw. Erneuerung der öffentlichen Beleuch-
tung die Vorgaben der ÖNORM O1052 angewendet und umgesetzt. 

 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
 
  



 

11. Vereinbarung über die Führung des Gästemeldewesen inkl. Statistik mit dem Touris-
musverband Pyhrn-Priel – Bad Hall – Steyr und die Nationalpark Region  

 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende berichtet wie folgt: 
 
Der Aufsichtsrat des Tourismusverbandes Steyr + Nationalpark Region (TVB) hat sich einstimmig 
dafür ausgesprochen, dass das touristische Meldewesen künftig beim TVB liegen soll. 
Damit wird gewährleistet, dass im gesamten neuen Tourismusverband (30 Gemeinden) ein ein-
heitliches System vorliegt. (Pyhrn-Priel sowie Bad Hall fungieren seit vielen Jahren als Meldehelfer 
für die Gemeinden). 
Eine Umstellung ist technisch ab 1.1.2025 möglich. 
 
Die Übernahme des touristischen Meldewesens durch den TVB beinhaltet folgende Punkte. 
 

• Tourismusverband Pyhrn-Priel bereits seit 2004 Verwaltungshelfer für die 9 Pyhrn-Priel Gemeinden – 
Erfahrungsschatz gegeben. 

• Statistiken für die tägliche Arbeit im TVB erforderlich 
• Es handelt sich nur um das touristische Meldewesen 
• Umsetzung der aktuellen Tourismusstrategie des Landes OÖ 
• Übernahme ist für Card (Pyhrn-Priel Card) erforderlich 
• Direkter Bezug zu den Betrieben durch TVB 
• Datenschutzkonformität gegeben 
• Kontrolle der Meldedaten 
• Durchführung §18 Kontrollen 

Plattformen melden an Finanzamt & Meldebehörde macht Abgleich 

• Abrechnung und Mahnwesen 
• Statistiken 

jedes Monat Meldung an die Statistik Austria inkl. Nachmeldungen 

• Schulung und Support der Betriebe 
• Vereinfachung und Effizienz für die Betriebe 

nur ein Zugang für Buchungspräsentation und Meldewesen 

• Meldebehörde bleibt Gemeinde bzw. Bürgermeister 
hoheitliche Zuständigkeit 

• Gemeinden erhalten jederzeit gewünschte Infos vom TVB 
• Freizeitwohnungspauschale verbleibt im Zuständigkeitsbereich der Gemeinde 
• Kosten des gesamten touristischen Meldewesens trägt der TVB 
• 5% Kostenersatz verbleibt beim TVB 

für laufende Softwarekosten und dem laufenden Aufwand 
 

Für die Gemeinden entfallen künftig die Kosten für das E-Meldewesen (jährlich ca. 500,--) und die 
Mitarbeiter werden für andere Tätigkeiten freigespielt. 
Für den Einsatz des TVBs als Meldehelfer ist im Gemeinderat ein entsprechender Beschluss zu 
fassen. 
 
Die Mustervereinbarung (Anlage 3) wurde allen Fraktionen übermittelt. 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird verzichtet!  
 
Beschluss: 
 
Die Übernahme des touristischen Meldewesens durch den Tourismusverband Pyhrn-Priel – Bad 
Hall – Steyr und die Nationalpark Region wird beschlossen.  
Der vorliegenden Vereinbarung über die Führung des Gästemeldewesens inkl. Statistik mit dem 
Tourismusverband Pyhrn-Priel – Bad Hall – Steyr und die Nationalpark Region (Anlage 3) wird 
zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!   



 

12. Flächenwidmungsplan Nr. 3 – Änderung Nr. 3/35 und Änderung ÖEK 2.11 (Teilfläche, 
GSt.Nr. 341/2 KG Arzberg) – Einleitung  

 
Sachverhalt: 
 
GR Kalkhofer führt wie folgt aus: 
 
Die Grundeigentümerin des Grundstückes Nr. 341/2 KG Arzberg hat um Umwidmung eines Teil-
bereichs von „Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland“ in Grünland „Sonder-
ausweisung für Photovoltaikanlagen- Agro-PV Anlagen angesucht. 
Seitens des Landes OÖ. wurden von der Abteilung Raumordnung und der Abteilung Umwelt und 
Wasserwirtschaft bereits zwei Vorbegutachtungen durchgeführt. Der Gemeinde wurde jeweils 
mitgeteilt, dass ein Umwidmungsverfahren negativ beurteilt wird. Der Grundeigentümerin wurde 
dies mitgeteilt. Trotzdem wurde der Antrag auf Umwidmung gestellt. 
 
 
Unser Ortsplaner hat folgende Stellungnahme abgegeben. 
 
WIDMUNG 
Für einen Teilbereich des Grundstückes 341/2 KG Arzberg in der Gemeinde Reichraming wird 
eine Umwidmung von „Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland“ in Grünland 
„Sonderausweisung für Photovoltaikanlagen- Agro-PV Anlage“ beantragt. 
Laut Antragsteller sollen im Planungsgebiet 4 – 8 Kälber weiden. 
 
LAGE, NUTZUNG, ERSCHLIESSUNG 
Die umzuwidmende Fläche liegt ca. 2,4 km Luftlinie Nordöstlich vom Zentrum Reichraming. Die 
Größe der umzuwidmenden Fläche beträgt ca. 7560 m². 
Das Planungsgebiet ist umgeben von der Widmung „Fläche für die Land- und Forstwirtschaft, 
Ödland“ mit der Ersichtlichmachung Wald gem. §30 ROG entsprechend der forstrechtlichen Pla-
nung. 
Folgende Ersichtlichmachungen sind auf der Umwidmungsfläche kenntlich gemacht. 
Auszug aus: www.doris.at  
Photovoltaik-Freiflächen (Agro PV) – tiefergehendes Prüferfordernis – Alpenkonvektionsgebiet 
Wildbacheinzugsgebiet, Schiefersteingraben 1 Haupteinzugsgebiet 
Grundwasser Körper oberflächennah GK 100189 Nördliche Kalkalpen 
Funktionserfüllungsgrad Raumwiderstand 4 
Grundwasser-Vorkommen Weyrer Bögen Kalkalpin 
Anzumerken ist der Höhenunterschied von ca. 10 Meter auf der Umwidmungsfläche. In der 
Hangwasserhinweiskarte sind Hinweise ersichtlich und daher ist sicherzustellen, dass es zu kei-
ner Verschlechterung des Abfluss Bereiches kommt. Im Bauverfahren ist daher ein Hangwasser-
gutachten beizubringen. 
 
Hangwasserhinweiskarte mit Höhenschichten: (Quelle: www.doris.at) 

 

http://www.doris.at/
http://www.doris.at/


 

 
Das Planungsareal wird derzeit als Weide für Kälber landwirtschaftlich genutzt und fällt mit einem 
Höhenunterschied von ca. 10 m in südwestliche Richtung ab. Es befindet sich im Anwendungs-
gebiet der Alpenkonvention in OÖ. BGL der Republik Österreich 477. Übereinkommen zum 
Schutz der Alpen (Alpenkonvention) samt Anlage (NR: GP XVm RV 1022 AB 1344 S. 150. BR: 
AB 4719 S. 579.) 
Folgende Punkte wurden aus Sicht der Raumplanung untersucht und werden nachstehend näher 
beschrieben: 

1. Lage 

a. Singuläre Lage 

b. Ausgewiesener Wildtierkorridor 

c. Naherholungsgebiet 

2. Flächennutzung 

3. Flächeninanspruchnahme 

4. Landschaftsbild 

Ad. 1 Lage 
a. Singuläre Lage 
Das Projektareal befindet sich abseits von Siedlungen und in unzerschnittenem Landschafts-
raum. Ein Anschluss an dem bestehenden Stromleitungsnetz der Netz OÖ ist derzeit nicht gege-
ben. Die nächste Trafostation liegt Luftlinie ca. 1 km weit entfernt beim Parkplatz Schieferstein 
oder 850 m Richtung Süden auf dem Güterweg Arzberg 2 Verbindung 1. Eine Einspeisungszu-
sage der Netz OÖ. liegt derzeit auch noch nicht beim Antragsteller vor.  
b. Wildtierkorridor 
Das Projektareal befindet sich nicht innerhalb eines ausgewiesenen Wildtierkorridors (Rote oder 
Gelbe Zone). 
Wildtierkorridore: Habitat Übergangszone (Quelle: www.doris.at) 
 

 
 
 
c. Naherholung 
Aufgrund der Nähe zu Reichraming gilt das Planungsareal als Naherholungsgebiet und wird zur 
landschaftsbezogenen Erholung genutzt. 
Durch die Errichtung der PV-Agri Anlage kann es zur Beeinträchtigung wertvoller Lebensräume 
und sonstigen Erholungsflächen kommen. 
Ad. 2 Flächennutzung 
Zur Errichtung der PV-Agro Anlage ist es notwendig einen Schutzabstand zum Wald von 30 Me-
ter einzuhalten. Jene Kriterien, die für Photovoltaik Freiflächen aufgrund verschiedenster Fach-
grundlagen auszuschließen sind. Zur Simplifizierung wurde der Wald als Ausschlusszone über-
nommen. Hier gelten im Einzelfall die Kriterien gemäß Kriterienkatalog. 

http://www.doris.at/


 

Ad. 3 Flächeninanspruchnahme 
Die Flächeninanspruchnahme ist mit ca. 0,7 ha durchaus moderat. Es besteht auch bereits eine 
Zufahrt zum Planungsgebiet. 
Ad. 4 Landschaftsbild 
Durch die PV-Agri Anlage kann es zur Beeinträchtigung des Landschaftsbildes kommen, da sie 
sich von anderen Objekten in der Landschaft abhebt und durch Lichtreflexe, Spiegelungen, Blen-
dung (durch Oberflächen der Module und z.T. auch durch die metallischen Konstruktionsele-
mente) sichtbar wird. 
Die geplante PV-Agri Anlage befindet sich in Hanglage. Hanglagen weisen deutlich größere 
Sichträume als z.B. jene in Tallagen auf. Je nach Ausprägung des Reliefs sind Sichtbeziehungen 
über mehrere Höhenzüge möglich. Eine vollständige Sichtverschattung durch Abpflanzung ist 
nicht möglich. 
Praxisuntersuchungen haben gezeigt, dass sich Sichträume bis 3000 m ausdehnen können. 
Durch die Ausrichtung der Hanglage nach Süden bzw. Südosten ist die Sichtbarkeit der PV-Agri 
Anlage gegeben. Jedoch hat sich gezeigt, dass die Anlage vom Güterweg Arzberg 2 Verbindung 
einsehbar ist. 
 
Abbildung 1: (Quelle: Google Earth Pro) Projektgebiet rot gekennzeichnet 
 

c 

 
 
 
Zusammenfassung 
Aus fachlicher Sicht ist die Errichtung einer PV-Agri Anlage an dieser Stelle grundsätzlich mög-
lich, es gibt derzeit keinen zwingenden Ausschlussgrund. Laut OÖ Photovoltaik Strategie 2030, 
Version 2022 – Kriterienkatalog Energiewirtschaft (Seite 44) ist ein Umspannwerk in der Ge-
meinde Reichraming beim Kraftwerk Großraming das ca. Luftlinie 2,5 km entfernt liegt gegeben. 
Der Gemeinderat der Gemeinde Reichraming sollte eine Abwägung bezüglich des Landschafts-
bildes in Betracht ziehen, da dies den derzeit einzigen Ausschlussgrund darstellt. Es wird noch 
aufmerksam gemacht, dass ein Schutzabstand von 30 Meter zum Wald einzuhalten ist. 
 
 
BEWERTUNG DER UMWIDMUNG, ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEM ÖEK 
Die Übereinstimmung mit dem Örtlichen Entwicklungskonzept ist nicht gegeben. Demnach ist 
das ÖEK abzuändern und wird dies mit der ÖEK - Änderung 2.11 beantragt. 



 

Im Örtlichen Entwicklungskonzept der Gemeinde Reichraming ist für das Planungsgebiet land-
wirtschaftliche Funktion ausgewiesen. Diese soll laut Antrag in Sonderfunktion Photovoltaikan-
lage umgewidmet werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass seitens des Landes OÖ. von der Abteilung Raumordnung und 
der Abteilung Umwelt und Wasserwirtschaft bereits 2 Vorbegutachtungen stattgefunden haben, 
wobei die letzte am 23. September 2024 stattfand. Seitens des Naturschutzes wird die geplante 
Änderung äußert kritisch gesehen. 
Für das ausgewiesene Planungsgebiet gibt es laut www.doris.at eine Bodentypengruppen, für 
diesen Bereich ist der gesamt RWS von 4 ausgewiesen, dieser ergibt sich aus der Bodenteilfunk-
tion 1.3a: Standortpontenzial für natürliche Pflanzengesellschaften.  
Natürliche Bodenfruchtbarkeit – Funktionserfüllungsgrad 2  
Raumwiderstand Funktionserfüllungsgrad 4 
 
Die Verfahrenskosten werden von der Antragstellerin übernommen. 
 
Der Ausschuss für Bau- und Straßenbauangelegenheiten, Angelegenheiten der örtlichen Raum-
planung und Tourismus hat die Umwidmung in seiner Sitzung am 09.12.2024 behandelt und emp-
fiehlt dem Gemeinderat einstimmig, der Einleitung des gegenständlichen Verfahrens zuzustimmen. 
 
Es wird vorgeschlagen, die Einleitung des Verfahrens laut Beschlussvorschlag zu genehmigen. 
 
Beschluss: 
 
Der Einleitung des Verfahrens für die Änderung 3/35 des Flächenwidmungsplanes Nr. 3 und die 
Änderung 2.11 des ÖEK Nr. 2 (Teilfläche GSt.Nr. 341/2 KG Arzberg) von der derzeitigen Widmung 
„Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland“ auf Grünland „Sonderausweisung 
für Photovoltaikanlagen- Agro-PV Anlagen“ laut vorliegendem Planentwurf wird grundsätzlich zu-
gestimmt. 
 
Die Verfahrenskosten gehen gänzlich zu Lasten der Antragstellerin. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen! 
 
(GR war bei der Abstimmung nicht anwesend!) 
 
 
 
 
  



 

13. Flächenwidmungsplan Nr. 3 – Änderung Nr. 3/36 und Änderung ÖEK 2.12 (GSt.Nr. 
715/3, 716/3 und 716/12 KG Arzberg) – Einleitung  

 
Sachverhalt: 
 
GR Kalkhofer verliest den Amtsvortrag wie folgt: 
 
Aufgrund der Generalerneuerung des Umspannwerkes Großraming und der damit verbundenen 
Neuerrichtung des Betriebsgebäudes, wurden von der Austrian Power Grid AG zusätzliche 
Grundstücksflächen angekauft. 
 
Damit die Generalerneuerung des Umspannwerkes Großraming durchgeführt werden kann, 
muss die Fläche entsprechend gewidmet sein. 
 
Aus diesem Grund hat die Austrian Power Grid AG um Umwidmung der Grundstücke Nr. 715/3, 
716/3 und 716/12 auf Bauland Sondergebiet (Zweck Umspannwerk) angesucht. 
 
Unser Ortsplaner hat folgende Stellungnahme abgegeben. 
 
WIDMUNG 

Die Gemeinde Reichraming beabsichtigt für die Grundstücke 715/3, 716/3, 716/12 alle KG 49302 

Arzberg von „Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland“ in „Bauland Sonder-

gebiet (Umspannwerk)“ sowie auf dem Grundstück 716/3 eine „Schutz- und Pufferzone im Bau-

land SP 4 Das Betriebsgebäude ist baumschlagsicher auszuführen“ umzuwidmen. 

Die Austrian Power Grid (APG) hat mit Schreiben vom 29. November 2024 um eine Änderung 

des Flächenwidmungsplanes angesucht. Im Bereich des Kraftwerkes Großraming soll auf der ge-

genüberliegenden Straßenseite ein Neubau eines Betriebsgebäudes und der gesamte Umbau 

des Umspannwerkes stattfinden. 

Auf dem Grundstück 716/3 soll ein Betriebsgebäude errichtet werden. Im Betriebsgebäude wer-

den sämtliche Steuerschränke zur Anlagensteuerung positioniert. Ebenso sind ein Archiv und 

eine WC-Anlage geplant. Es sind keine Arbeitsplätzte vorgesehen. Die gesamte Schaltanlage 

samt Betriebsgebäude ist unbesetzt und wird von der Hauptschaltwarte der APG aus gesteuert. 

Die Anlage wird im Regelfall ein- bis zweimal im Monat von geschulten Mitarbeitern der APG vor 

Ort kontrolliert. Ständige Arbeitsplätze werden im gesamten UW nicht eingerichtet. 

In diesem Bereich des Umwidmungsgebietes erfolgte eine Grundteilung durch den Zivilgeometer 

DI Michael Schauer mit der GZ 11232 vom 10.07.2024. Weiters wurde durch die Austrian Power 

Grid ein Ansuchen um Rodungsbewilligung für die Grundstücke 715/3 und 716/12 beide KG Arz-

berg bei der Bezirkshauptmannschaft Steyr Land vom 29.10.2024 gestellt. 

Die bestehende 110 kV-Schaltanlage des UW Großraming ist aufgrund des hohen Alters und der 
schlechten Bausubstanz sanierungsbedürftig. Es ist daher erforderlich die komplette Anlage 
standortident neu zu errichten. Im Zuge dessen ist die Errichtung einer Stützmauer im Bereich 
der nördlich zum Umspannwerk angrenzenden Hangböschung auf dem Gst. 715/3 sowie auf Tei-
len des Gst. 716/12 geplant (der Wald im Sinne der forstgesetzlichen Bestimmungen soll deshalb 
dauerhaft gerodet werden). 

 
LAGE, NUTZUNG, ERSCHLIESSUNG 

Die umzuwidmende Fläche liegt ca. 4,3 km (Luftlinie) östlich des Zentrums der Gemeinde Reich-
raming. Die Verkehrserschließung des Planungsgebietes erfolgt über Landesstraße B115 (Eisen 
Straße). Die Größe der umzuwidmenden Fläche beträgt ca. 6917 m². 
 

Folgende Ersichtlichmachungen sind auf der Umwidmungsfläche kenntlich gemacht. 
 

Auszug aus: www.doris.at 

Grundwasser Körper oberflächennah GK 100189 Nördliche Kalkalpen (DUJ). 

Grundwasser-Vorkommen Weyerer Bögen Geologie Kalkalpin 



 

Habitate Übergangszone 

Regionaler Naturschutzplan Kirchdorf Steyer 
 
Abbildung 1 

 
 
 

NATURRAUM, LANDSCHAFTSBILD, ORTSBILD 

Das Planungsareal für das Gst. 716/3 wird derzeit als Wiese genutzt, die Grundstücke 715/3 und 
716/12 weisen eine Kenntlichmachung „Wald“ auf, die Gebiete liegen parallel zur Landesstraße 
B115 (Eisen Straße). Die Umwidmungsflächen sind im Norden umgeben von einer Fläche „Für 
die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland“. Westlich befindet sich die ein Grünzug 
Gz2 (von jeglicher Bebauung freizuhalten) sowie die Schutzzone Wildbach Gelbe Zone. Im Sü-
den befindet getrennt durch die B115 (Eisen Bundesstraße) Ein Betriebsgebiet. Westlich an-
schließend an das Sondergebiet „Umspannwerk“ ist ein Eingeschränktes gemischtes Baugebiet 
(MB) gewidmet. 

 
Laut Hangwasserhinweiskarte (Siehe Abbildung 2) des Landes O.Ö. ist von keiner Gefahr auszu-
gehen. 
 
Abbildung 2 

  
 
BEWERTUNG DER UMWIDMUNG, ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEM ÖEK 

Die Übereinstimmung mit dem Örtlichen Entwicklungskonzept ist derzeit nicht gegeben. Dem-

nach ist das ÖEK abzuändern (Änderung 2.12) Im rechtskräftigen ÖEK 2 ist die Umwidmungsflä-

che als Fläche mit landwirtschaftlicher Funktion ausgewiesen. 



 

Das Örtliche Entwicklungskonzept ist dahingehend abzuändern, dass die gegenständliche Fläche 

ein Gebiet mit Sonderfunktion Umspannwerk wird. 

Die Neuadaptierung des bestehenden Umspannwerkes beinhaltet auch die Errichtung eines 

neuen Betriebsgebäudes im Osten der Betriebsfläche. Aufgrund des begrenzten Platzangebotes 

ist der gewählte Standort alternativlos. Um das mögliche Schadenspotenzial, hervorgerufen 

durch umstürzende Bäume des naheliegenden Waldes, „einigermaßen“ abzufedern, ist eine 

baumsturzsichere Bauweise im Bauverfahren vorzuschreiben. 

 

Aus fachlicher Sicht kann dem Gemeinderat die Einleitung des Umwidmungsverfahrens empfoh-
len werden. 
 
 
Die Verfahrenskosten werden von der Antragstellerin übernommen. 
 
Der Ausschuss für Bau- und Straßenbauangelegenheiten, Angelegenheiten der örtlichen Raum-
planung und Tourismus hat die Umwidmung in seiner Sitzung am 09.12.2024 behandelt und emp-
fiehlt dem Gemeinderat einstimmig, der Einleitung des gegenständlichen Verfahrens zuzustimmen. 
 
Es wird vorgeschlagen, die Einleitung des Verfahrens laut Beschlussvorschlag zu genehmigen. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Einleitung des Verfahrens für die Änderung 3/36 des Flächenwidmungsplanes Nr. 3 und die 
Änderung 2.12 des ÖEK Nr. 2 (GSt.Nr. 715/3, 716/3, 716/12 alle KG Arzberg) von der derzeitigen 
Widmung „Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland“ in „Bauland Sondergebiet 
(Umspannwerk)“ laut vorliegendem Planentwurf wird grundsätzlich zugestimmt. 
 
Die Verfahrenskosten gehen gänzlich zu Lasten der Antragstellerin. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  



 

14. Projekt Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Gemeindedächern - Planung   
 
Sachverhalt: 
 
GR Hanslik trägt wie folgt vor: 
 
Damit man vergleichbare Angebote für die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf den Gemein-
dedächern erhält, ist die Erstellung von einheitlichen Ausschreibungsunterlagen notwendig. 
Für die Erstellung solcher Ausschreibungsunterlagen sowie für die Abwicklung der Ausschreibung 
und der Errichtung wird fundiertes Fachwissen benötigt. 
Aus diesem Grund soll dies einem Fachmann übergeben werden. 
 
Herr Hutsteiner hat die Gemeinde bei der bisherigen Planung bereits unterstützt und er kennt somit 
bereits alle Gegebenheiten. 
 
Er würde folgende Leistungen übernehmen. 
 

• Erhebung Anforderungen der Anlagen mit Vertretern der Gemeinde. (Stromverbrauch, Anlagengröße, funktio-
nelle Anforderungen für Ersatzstrom, Fotodoku) 

• Definition der Anlagenkonfigurationen (Modulanzahl, Speicherkapazität, Ersatzstromanforderungen). 

• Erstellen von Ausschreibungsunterlagen aller relevanten Gebäude für Angebotslegung regionaler Installations-
betriebe. 

• Kommunikation mit den Installationsbetrieben bis Gemeinde einem Betrieb den Auftrag erteilt hat. 

• Teilnahme an relevanten Gemeindesitzungen, um aktuellen Stand der Ausschreibung zu präsentieren. 

• Betreuung Umsetzung der Anlagen bis Fertigstellung. 

• Funktionsprüfung aller Anlagen inkl. Drohneninspektion (thermografische Aufnahme). 

• Erstellen eines Dokuordners mit allen angesammelten Unterlagen aller Anlagen. 
 
Herr Hutsteiner hat uns seine Leistung als Pauschalpreis mit 4 % bei einer Auftragssumme > € 
100.000,-- bzw. 6 % bei einer Auftragssumme < € 100.000,-- angeboten. Als Alternative hat er 
auch noch seinen Stundensatz (€ 144,-- inkl. USt.) für die Abrechnung nach tatsächlichem Auf-
wand angeboten.  
 
Der Ausschuss für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und Katastrophenschutz 
hat in seiner Sitzung am 21.11.2024 diesen Tagesordnungspunkt beraten und hat folgenden Be-
schluss gefasst. 
 
Es wird empfohlen, die Ausschreibung an Hutsteiner Michael zu vergeben. Alle 3 Dächer sollen 
einzeln lt. Angebot in Abstimmung mit der Gemeinde und SPES ausgeschrieben werden an: Kerbl, 
HGI, Guttmann, Solarfocus, Schlau PV, Wagner Karl, Haider Energies, Kammerhofer... 
 
Der Gemeinderat soll darüber entscheiden, ob Herr Hutsteiner mit Planung und Abwicklung des 
Projektes „Photovoltaikanlagen auf Gemeindedächern“ beauftragt wird und welche Abrechnungs-
art gewählt wird. 
 
 
Beschluss: 
 
Herr Hutsteiner Michael wird beauftragt, die Planung samt Ausschreibung und Abwicklung des 
Projektes „Photovoltaikanlagen auf Gemeindedächern“ laut Angebot vom 03.12.2024 durchzufüh-
ren. Es wird die Variante Pauschalpreis vereinbart. 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
 
15 JA–Stimmen   
 
0 Gegenstimmen  
 
3 Stimmenthaltungen   



 

15. Beitritt Erneuerbare Energiegemeinschaft Ennstal  
 

Sachverhalt: 
 
GR Hanslik berichtet wie folgt: 
 
Eine Energiegemeinschaft (EEG) ist der Zusammenschluss von mindestens zwei Teilnehmern zur 
gemeinsamen Produktion und Verwertung von Energie. Mitglieder können Energie über Grund-
stücksgrenzen hinweg produzieren, speichern, verkaufen und verbrauchen. 
EEGs nützen die Anlagen des Netzbetreibers (wie das Stromnetz), dabei müssen sie immer inner-
halb des Konzessionsgebiets eines einzelnen Netzbetreibers angesiedelt sein. 
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften sind auf den „Nahebereich“ beschränkt, welcher im Strom-
netz durch die Netzebenen definiert wird. Die Teilnehmer:innen einer lokalen EEG sind innerhalb 
der Netzebenen 6 und 7 (Anschluss an denselben Trafo) miteinander verbunden, werden auch die 
Netzebene 4 (nur die Mittelspannungs-Sammelschiene im Umspannwerk) und 5 miteinbezogen, 
spricht man von einer regionalen EEG. 

 
Die Erneuerbare Energiegemeinschaft Ennstal wurde 2022 gegründet. Eine Mitgliedschaft ist für 
alle Haushalte sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die durch das Umspannwerk Groß-
raming versorgt werden, möglich. Das betrifft die gesamten Ortsgebiete von Weyer, Gaflenz, Groß-
raming, Reichraming, Losenstein und Laussa. 
Eine Mitgliedschaft hat prinzipiell durch Anmeldung aller unter derselben Adresse (dieselbe Netz-
OÖ-Kundennummer) gemeldeten Zählpunkte zu erfolgen. 
Bei dem Strom, der von der EEG-Ennstal geliefert wird, handelt es sich um 100% Ökostrom aus 
Kleinwasserkraftwerken, privaten PV-Anlagen und den Windrädern in Laussa. 
 
Die Wertschöpfung wird direkt in der Region erzielt. Die regionale Stromproduktion(-handel) wird 
gefördert und die Autarkie gestärkt. Außerdem entspricht der Beitritt den Zielen unserer KEM. 
Die Preisgestaltung ist seriös, mit einem Deckel bei 17,08 Cent. 
 
Der Ausschuss für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und Katastrophenschutz 
hat sich in seiner Sitzung am 19.09.2024 ausdrücklich dafür ausgesprochen, der EEG-Ennstal bei-
zutreten. 
 
Der aktuelle Preis (4. Quartal 2024) bei der EEG-Ennstal beträgt 10,75 Cent/KWh netto (Anpas-
sung quartalsweise). Die Netzkostenersparnis beträgt derzeit 1,69 Cent. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Beitritt zur Erneuerbaren Energiegemeinschaft Ennstal wird beschlossen. 
 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, die Beitrittserklärung (Anlage 4) zu unterzeichnen! 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen! 
 
 
  



 

16. Engagement Ennstalmobilität - Beschlussfassung  
 

Sachverhalt: 
 

GR Hanslik verliest den Amtsvortrag wie folgt: 
 
Es wurde eine Studie zur Alltagsradmobilität im Rahmen eines Leaderprojekts beauftragt. Diese 
ist inzwischen abgeschlossen. Ziel ist es nun, diese Studie mit Leben zu erfüllen.  
 
Das von der Firma Regionalis im Sommer fertiggestellte Konzept stellt einen umfassenden Ansatz 
zur Förderung nachhaltiger Mobilität dar und markiert einen bedeutenden Meilenstein in der stra-
tegischen Planung der Gemeinden. Die vorgestellten Maßnahmen bilden die Grundlage für die 
nächsten Schritte – vom theoretischen Entwurf zur praktischen Umsetzung. 
Das Konzept gliedert sich in drei zentrale Kategorien, die eine ganzheitliche Betrachtung der Mo-
bilitätsentwicklung ermöglichen: Radinfrastruktur und Verkehrssicherheit, Kombination von Rad-
fahren und öffentlichem Verkehr sowie Organisation und Bewusstseinsbildung. 
Im Fokus stehen dabei nicht nur bauliche Eingriffe, wie die Anpassung von Straßenquerschnitten 
zur Verbesserung der Radverkehrssicherheit, sondern auch die Schaffung von Synergien zwi-
schen öffentlichem Verkehr und aktiver Mobilität. Dies erfordert sowohl infrastrukturelle als auch 
organisatorische Lösungen, die es ermöglichen, verschiedene Verkehrsträger nahtlos zu verbin-
den. 
Gleichzeitig wird die Bedeutung von Information und Bewusstseinsbildung hervorgehoben, um die 
Akzeptanz und Nutzung der vorgeschlagenen Maßnahmen in der Bevölkerung zu fördern. 
Im Rahmen des Maßnahmenworkshops wurden jene Projekte identifiziert, die für die jeweilige Ge-
meinde die größte Relevanz besitzen. Für Reichraming wurden folgende Punkte aufgelistet. 
 
• RE 32: Tempo 30 im Ortszentrum (zumindest ab Volksheim) 
• RE 31: Konzept für die Umgestaltung des Verkehrsknotens Am Ennsberg zugunsten des Rad-

verkehrs (bessere Querungsmöglichkeit für Radfahrer, Fahrradabstellanlagen) 
• RE 36: Mehr und bessere Fahrradabstellanlagen: Bei P&R B115, Volksschule, Bushaltestellen 

Rastgrub, Arzbergkreuzung, Landlweg, Ortszentrum (ohne räumliche Zuordnung in der Karte) 
• RE 33: Bodenmarkierungen auf der Messingstraße zwischen Bahnhof und Ortszentrum 

(Sharrows) sowie auf der Auffahrt „Am Ennsberg“ 
 
Das Konzept „Radmobilität Ennstal“ bietet wichtige Impulse für die Mobilitätsentwicklung in der 
Region. Die Treffen im Rahmen des Projekts waren eine gute Gelegenheit, Maßnahmen zu be-
sprechen und strategisch zu planen. 
Um die Ennstalmobilität nachhaltig weiterzuentwickeln, sollten regelmäßige Treffen – zwei bis drei 
Mal im Jahr – etabliert werden. Sie bieten Raum, Fortschritte zu überprüfen, Prioritäten zu setzen 
und den Austausch zwischen Gemeinden zu fördern. 
 
Das Konzept und das Engagement sollten auch durch einen Gemeinderatsbeschluss abgesichert 
werden. Das würde dem Projekt einen verbindlichen Rahmen geben und zeigen, dass die Gemein-
den die Mobilitätswende ernst nehmen. 
Regelmäßige Treffen und ein Gemeinderatsbeschluss sind wichtige Schritte, um die Maßnahmen 
aus dem Konzept langfristig umzusetzen und die Alltagsmobilität im Ennstal zu stärken. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt im Sinne einer nachhaltigen und zukunftsfähigen Mobilität folgendes 
Engagement zur Ennstalmobilität: 
 
1. Grundsatzbeschluss zur Zusammenarbeit in der Ennstalmobilität 
Die Gemeinde Reichraming bekennt sich zur gemeinsamen Entwicklung der Ennstalmobilität. 
Ziel ist es, durch die aktive Mitgestaltung und Unterstützung des Mobilitätsprojekts im Ennstal 
eine umweltfreundliche, effiziente und benutzerfreundliche Mobilität für die Region zu fördern. 

 
2. Entwicklung gemeindespezifischer Maßnahmen 
Die Gemeinde beabsichtigt, zusammen mit anderen Ennstal-Gemeinden und in Abstimmung mit 



 

dem Land Oberösterreich, gemeindespezifische Maßnahmen zu erarbeiten. Diese Maßnahmen 
sollen die individuellen Anforderungen der Gemeinde abdecken und gleichzeitig die Mobilitäts-
ziele der gesamten Region unterstützen. 
 
3. Teilnahme an gemeinsamen Treffen und Koordination der Maßnahmen 
Zur Förderung der Ennstalmobilität nimmt die Gemeinde regelmäßig an gemeinsamen Treffen 
mit anderen Ennstal-Gemeinden und Vertreter*innen des Landes Oberösterreich teil. Ziel dieser 
Treffen ist es, infrastrukturelle, betriebliche und bewusstseinsbildende Maßnahmen zu koordinie-
ren, um: 

• die Mobilität ganzheitlich und gemeinschaftlich voranzubringen, 
• Doppelstrukturen und Parallelentwicklungen zu vermeiden und 
• Synergien zwischen den einzelnen Gemeinden und dem Land Oberösterreich zu nutzen. 

 
4. Förderung von Synergien und regionaler Zusammenarbeit 
Die Gemeinde Reichraming unterstützt die Bildung von Synergien innerhalb der Region und setzt 
sich aktiv für eine enge Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden und dem Land Oberöster-
reich ein. Gemeinsame Ressourcen und Projekte sollen optimal genutzt und die regionale Mobili-
tät ganzheitlich gefördert werden. 

 
5. Berichterstattung und Transparenz 
Der Gemeinderat wird in regelmäßigen Abständen über den Fortschritt und die Maßnahmen zur 
Ennstalmobilität informiert, um eine transparente Kommunikation zu gewährleisten. Die Bür-
ger*innen der Gemeinde werden ebenfalls über Entwicklungen und Fortschritte in der Ennstalmo-
bilität am Laufenden gehalten. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen! 
 
 
  



 

17. Sanierung Kindergarten und Errichtung einer Krabbelstube  
 

Sachverhalt: 
 
Vize-Bgm.in Schwaiger informiert wie folgt: 
 
Da der Kindergarten in die Jahre gekommen ist und somit den heutigen Anforderungen nicht mehr 
entspricht, ist eine Sanierung bzw. Ausbau dringend notwendig und es soll zusätzlich eine Krab-
belstube errichtet werden. 
 
Es soll daher die Sanierung samt Errichtung einer Krabbelstube grundsätzlich unter der Voraus-
setzung der Finanzierbarkeit beschlossen werden, damit mit den ersten Planungen begonnen wer-
den kann.  
Im MFP ist das Projekt bereits aufgenommen worden. 
 
Es muss zuerst abgeklärt werden, ob am derzeitigen Standort die Sanierung samt Errichtung einer 
Krabbelgruppe möglich ist.  
Daher soll im Vorfeld mit der Bildungsdirektion geklärt werden, ob der derzeitige Standort für eine 
eventuelle Erweiterung des Kindergartens mit integrierter Krabbelstube geeignet ist. 
 
Nach Zustimmung der Bildungsdirektion wird der Bau Ausschuss mit der Organisation der Planung 
beauftragt. 
 
 
Beschluss: 
 
Unter der Voraussetzung der Finanzierbarkeit wird die Sanierung samt Errichtung einer Krabbel-
stube grundsätzlich beschlossen. 
 
Mit der Bildungsdirektion soll im Vorfeld abgeklärt werden, ob beim derzeitigen Standort eine Sa-
nierung und Erweiterung des Kindergartens mit einer integrierten Krabbelstube möglich bzw. sinn-
voll ist. 
 
Nach Zustimmung der Bildungsdirektion wird der Ausschuss für Bau- und Straßenbauangelegen-
heiten, Angelegenheiten der örtlichen Raumplanung und Tourismus beauftragt, die weiteren 
Schritte, insbesondere die Planung zu organisieren bzw. einen geeigneten Standort zu suchen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!  



 

18. Einführung einer flexiblen Dienstzeitregelung (Gleitzeitregelung) für die Bediensteten 
der Gemeinde Reichraming  

 
Sachverhalt: 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde abgesetzt! 
 
 
 
 
 
 
Beschlussantrag: 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
 
  



 

19. Bericht der Ausschüsse   
 
Sachverhalt: 
 

• Bericht des Ausschusses für Bau- und Straßenbauangelegenheiten, Angelegenheiten 
der örtlichen Raumplanung und Tourismus 

 
 
 

• Bericht des Ausschusses für Jugend-, Familien- und Seniorenangelegenheiten 
 
 
 

• Bericht des Ausschusses für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und 
Katastrophenschutz. 
 
 
 

• Bericht des Ausschusses für Schul-, Kindergarten- und Kulturangelegenheiten 
 
 
 

• Bericht des Ausschusses für Integrationsangelegenheiten, Wohnungsangelegenheiten 
und Wirtschaft. 
 

  



 

20. Bericht des Bürgermeisters  
 
Sachverhalt: 
 
Gemeindebesuch LR Achleitner 
 
 
RWV – Losenstein 
 
 
Budget 
  



 

21. Allfälliges 
 
a) Gründe Friedhof 

 
 

b) Weihnachtswünsche des Vorsitzenden 
 
 
c) Weihnachtswünsche SPÖ 
 
 
d) Sitzungstermine für das Jahr 2025 
 
 
e) Parkticket Jahr 2025 
 
 
f) Weihnachstwünsche ÖVP 
 
 
 


